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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Der Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts, die Herausgabe der Kundendossiers an
die USA im Fall UBS sei rechtswidrig gewesen, warf noch einmal hohe Wellen. Als
stossend wurde empfunden, dass das Bundesverwaltungsgericht als erstes mit dem Fall
befasstes Gremium im Amtshilfeentscheid im Fall UBS Letztentscheidungsbefugnis und
das Parlament so zu Gesetzesanpassungen gezwungen hatte. Eine Motion Janiak (sp, BL)
wollte sich diesem Problem annehmen. Der Vorstoss sah vor, dass in wichtigen Fällen
das Bundesgericht auch im Bereich des öffentlichen Rechts als Zweitinstanz anrufbar
sein solle. Unterstützt vom Bundesrat, nahm der Ständerat die Motion an. Auf Antrag
seiner Rechtskommission lehnte der Nationalrat den Vorstoss jedoch ab und zwar mit
der Begründung, dass zuerst die Evaluation des Bundesgerichtsgesetzes abgewartet
werden soll. Zudem wurde befürchtet, dass das bereits stark überlastete Bundesgericht
durch weitergezogene öffentlich-rechtliche Fälle noch stärker in Beschlag genommen
würde. 1

MOTION
DATUM: 17.12.2010
MARC BÜHLMANN

1) AB SR, 2010, S. 593; AB NR, 2010, S. 2146 ff. Zum Bundesverwaltungsgerichtsentscheid: TA, 28.1.10; WW, 28.1.10; NZZ,
1.2.10.
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